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Untervermietung 
nur bei späterer 
Rückkehr erlaubt 
 
Die Untervermietung von 
privaten Wohnungen soll 
gemäss Bundesgericht nur 
erlaubt sein, wenn der ur-
sprüngliche Mieter wieder 
in die Wohnung zurück-
kehren will. Nach dem Wil-
len des Gerichtes ist eine 
Untervermietung nur für 
Fälle gedacht, in denen 
der Mieter die Wohnung 
vorübergehend nicht 
nutzen kann. Das Recht 
auf Untervermietung kann 
ein Mieter nicht geltend 
machen, wenn er nicht die 
Absicht hat, die Wohnung 
in absehbarer Zeit wieder 
zu nutzen oder die Rück-
kehr nur als vage Möglich-
keit besteht. Es ist dabei 
ein strenger Massstab an-
zusetzen. 

Unterlässt es ein Mieter, 
die Erlaubnis für die Un-
tervermietung beim Ver-
mieter einzuholen, so 
kann eine ordentliche Kün-
digung durch den Vermie-
ter zulässig sein. Im Wie-
derholungsfalle kann sogar 
eine ausserordentliche 
Kündigung ausgesprochen 
werden. (Quelle: BGE 

4A_227/2011 vom 10.1. 

2012) ���� 
 
 
 

 
 
 

Schwarzarbeit bei 
Subunternehmern 
kann zu Strafe 
führen 
 
Ein Bauunternehmer setz-
te bei einem Bauauftrag 
für den Kanton Waadt 
Subunternehmer ein. Im 
Rahmen einer im Jahr 
2010 durchgeführten Kon-
trolle auf der Baustelle 
wurde festgestellt, dass 
zwei der fünf Beschäftig-
ten eines Subunter-
nehmers über keine Ar-
beitsbewilligung verfügten.  

Der Kanton Waadt ver-
hängte in der Folge gegen 
das Bauunternehmen eine 
Busse von 61'000 Franken 
wegen Verstosses gegen 
das Verbot von Schwarz-
arbeit,  das im Waadtlän-
der Gesetz über das öf-
fentliche Beschaffungswe-
sen normiert ist. Das Bun-
desgericht hat dem Kanton 
Waadt Recht gegeben -  
das Bauunternehmen haf-
tet also für die An-
stellungsbedingungen sei-
ner Subunternehmer. 
(Quelle: BGE 2C_1022/ 

2011 vom 22.6.12) ���� 
 
 

 

 
Private Videoüber-
wachung im öffent-
lichen Raum 
 
Der Eidgenössische Daten-
schutz- und Öffentlich-
keitsbeauftragte hat kürz-
lich sein Merkblatt über die 
Videoüberwachung durch 
Private revidiert. Dabei hat 
er Grundsätze formuliert, 
welche die Überwachung 
des öffentlichen Raums 
durch private Videoanla-
gen betreffen. 

Immer häufiger installie-
ren nicht nur öffentliche 
Institutionen, sondern 
auch private Unternehmen 
Videoanlagen, um v.a. La-
ger und Parkhäuser zu 
überwachen. Zweck dieser 
Anlagen ist in erster Linie 
die Wahrung der Sicher-
heit von Benutzern und 
Angestellten sowie die Be-
kämpfung des Vandalis-
mus. Allerdings kann mit 
zunehmender Überwa-
chungstätigkeit die Privat-
sphäre der betroffenen 
Personen gefährdet wer-
den. 

Grundsätzlich ist es nicht 
zulässig, dass Private An-
lagen betreiben, die den 
öffentlichen Raum wie z.B. 
Strassen, Trottoirs, Plätze 
usw. überwachen. Diese 
Kompetenz liegt bei den 
staatlichen Behörden. 

Wie der Eidgenössische 
Datenschutzbeauftragte 
festhält, sind jedoch unter 
bestimmten Vorausset-
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zungen Ausnahmen von 
diesem Grundsatz denk-
bar. Eine solche Ausnahme 
liegt z.B. dann vor, wenn 
ein privates Unternehmen 
aus Gründen der Sicher-
heit oder zur Verhinderung 
von Vandalismus eine Vi-
deoanlage zur Überwa-
chung eines Hauseingangs 
oder eines Geldautomaten 
betreibt und auf den Auf-
nahmen auch öffentlicher 
Grund, z.B. ein angren-
zendes Trottoir oder 
Strassenstück sowie die 
sich darauf befindlichen 
Personen erkennbar sind. 
Dies ist zulässig, wenn 
sich die Überwachung an-
ders nicht durchführen 
lässt und der öffentliche 
Grund nur in geringfü-
gigem Rahmen betroffen 
ist. 

In anderen Fällen ist es 
nötig, sich mit den zu-
ständigen Behörden ab-
zusprechen. Ob solche 
Vereinbarungen zwischen 
Behörden und Privaten zu-
lässig sind, fällt in die Ver-
antwortung des jeweiligen 
Kantons. ���� 
 
 

 
 
 
Banken müssen 
Kunden interne 
Daten offenlegen 
 
Banken müssen ihre inter-
nen Personendaten auf 
Verlangen eines Kunden 
auch dann offen legen, 
wenn sie ihm damit Muni-
tion für eine Schadener-
satzklage liefern. Das 

Bundesgericht hat einen 
Zürcher Entscheid gegen 
die Credit Suisse bestätigt. 

Das Grundsatzurteil be-
trifft ein deutsches Ehe-
paar, das bei der CS Kon-
ten und Depots unterhält. 
2008 wickelte die CS dar-
über Optionsgeschäfte ab, 
die erhebliche Verluste 
verursachten. Das Paar 
bestritt danach, die Bank 
zu dem hochriskanten 
Handel ermächtigt zu ha-
ben. Gestützt auf das Da-
tenschutzgesetz verlang-
ten die Ehegatten von der 
CS Auskunft über sämtli-
che, sie betreffenden 
bankinternen Personenda-
ten, insbesondere Anga-
ben zu ihrem Kundenprofil 
und zum Anlageziel. Die 
CS verweigerte die Her-
ausgabe.  

Das Bundesgericht hat nun 
entschieden, dass die 
Bank die Daten herausge-
ben müsse. Das Daten-
schutzgesetz erlaubt es 
dem Ehepaar, die Richtig-
keit der sie betreffenden 
Daten zu kontrollieren. 
Sogar eine Datenüberprü-
fung im Hinblick auf einen 
allfälligen Schadenersatz-
prozess wäre laut Gericht 
zulässig. (Quelle: BGE 

4A_688/ 2011 vom 

17.4.2012) 

 

Schadenersatzfor-
derungen gegen 
Mitarbeiter sofort 
anbringen 
 
Bei Schadenersatzforde-
rungen des Arbeitgebers 
gegen einen Mitarbeiten-
den ist darauf zu achten, 
dass diese sofort, spätes-
tens jedoch bei Beendi-
gung des Arbeitsver-
hältnisses gestellt werden. 
Eine Erklärung des Arbeit-
gebers, dass Schadener-

satzansprüche vorbehalten 
bleiben, reicht aus, um 
nicht den Eindruck entste-
hen zu lassen, man ver-
zichte auf die Forderung. 
Die Erklärung muss keiner 
Form genügen, keine Be-
zifferung der Forderungs-
höhe aufweisen und auch 
noch keine Klage sein. Er-
forderlich ist jedoch, dass 
der Mitarbeitende den 
Empfang der Erklärung 
bestätigt. ���� 
 
 

 
 
 

Wichtigste arbeits-
rechtliche Folgen 
eines Betriebsüber-
gangs 
 
Bei einem Betriebsüber-
gang findet ein automati-
scher Arbeitgeberwechsel 
statt. Das bedeutet, dass 
die Arbeitsverhältnisse mit 
sämtlichen Rechten und 
Pflichten auf den neuen 
Arbeitgeber übergehen. 
Der exakte Zeitpunkt des 
Arbeitgeberwechsels rich-
tet sich nach der Art des 
Betriebsübergangs. 

Rechtzeitig vor der Über-
tragung des Betriebs oder 
des Betriebsteils hat der 
Arbeitgeber die Mitarbei-
tenden über den Grund 
und die Folgen des Über-
gangs zu informieren und 
sie zu den sie betreffenden 
Massnahmen zu konsultie-
ren. Die Frage, was als 
«rechtzeitige» Information 
und Konsultation zu gelten 
hat, ist gesetzlich nicht 
geregelt. Entscheidend 
sind die Umstände des 
Einzelfalles, wobei grund-



sätzlich Fristen von min-
destens 14 Tagen üblich 
sind.  

Den Arbeitnehmern steht 
dann das Recht zu, den 
Übergang des Arbeitsver-
hältnisses abzulehnen. Bei 
Geltendmachung dieses 
Rechts wird das Arbeits-
verhältnis auf den Ablauf 
der gesetzlichen – nicht 
der vertraglichen – Kündi-
gungsfrist aufgelöst. 

Zentral ist die Bestim-
mung, wonach der bishe-
rige Arbeitgeber und der 
Erwerber des übertrage-
nen Betriebes solidarisch 
für die Forderungen der 
Arbeitnehmer haften, die 
vor dem Übergang fällig 
geworden sind und für je-
ne, die bis zum Zeitpunkt 
fällig werden, auf den das 
Arbeitsverhältnis beendet 
werden könnte oder bei 
Ablehnung des Übergangs 
beendet wird. 

Ist auf das übertragene 
Arbeitsverhältnis ein Ge-
samtarbeitsvertrag an-
wendbar, muss dieser 
während eines Jahres nach 
dem Betriebsübergang 
eingehalten werden, so-
fern er nicht vor dem 
Übergang abläuft oder in-
folge Kündigung endet.C 

Der bisherige Arbeitgeber 
kann dem Mitarbeitenden 
vor dem Betriebsübergang 
kündigen und sich auf die 
Kündigungsfreiheit berufen 
und wirtschaftliche und or-
ganisatorische Gründe gel-
tend machen. 

Kündigungen, welche hin-
gegen nur ausgesprochen 
werden, um dem Arbeit-
nehmer den gesetzlichen 
Schutz zu entziehen, wer-
den als Gesetzesumge-
hung betrachtet und sind 
daher unzulässig. Dies ist 
beispielsweise der Fall, 
wenn die Kündigungen 

ausgesprochen werden, 
um die aus dem Übergang 
des Arbeitsverhältnisses 
resultierende Anrechnung 
der Dienstzeit zu vereiteln. 
Der Schluss, dass dieser 
Schutz vereitelt werden 
soll, drängt sich insbeson-
dere dann auf, wenn die 
ganze oder ein Grossteil 
der Belegschaft auf den 
Tag vor dem Betriebsüber-
gang entlassen wird und 
die Arbeitsplätze der ent-
lassenen Arbeitnehmer mit 
Neuanstellungen wieder 
besetzt oder dieselben Ar-
beitnehmer später wieder 
eingestellt werden. Um-
stritten ist, ob eine solche 
Kündigung nur miss-
bräuchlich oder sogar 
nichtig ist. Ist der Be-
triebsübergang einmal er-
folgt, darf der neue Ar-
beitgeber selbstverständ-
lich Kündigungen ausspre-
chen, sofern er die allge-
meinen gesetzlichen und 
arbeitsvertraglichen Vor-
gaben einhält. ���� 
 
 

 
 
 
Ältere Verlust-
scheine verjähren 
2016 
 
Anlässlich der letzten 
SchKG-Revision wurde 
festgelegt, dass alle Ver-
lustscheine, die vor 1997 
ausgestellt wurden, am 
31. Dezember 2016 ver-
jähren. Da die Verlust-
scheinbearbeitung einen 
mittel- bis langfristigen 

Horizont hat, ist die ver-
bleibende Frist kurz.  

Dies bedeutet: Ältere 
Verlustscheine sollten jetzt 
geltend gemacht und die 
Verjährung unterbrochen 
werden.  

Achtung: Eine Mahnung 
allein unterbricht die Ver-
jährung nicht. Je nach Si-
tuation des Schuldners 
lohnt es sich, eine Betrei-
bung einzuleiten oder mit 
dem Schuldner eine Ra-
tenzahlungsvereinbarung 
zu treffen. Dadurch wird 
die Verjährungsfrist unter-
brochen und eine neue 
Frist beginnt zu laufen. 

Neuere Verlustscheine, 
d.h. solche, die nach dem 
1. Januar 1997 ausgestellt 
wurden, verjähren 20 Jah-
re nach der Ausstellung. ���� 
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